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KONTAKT 

Die Große Koalition hat ihre 
Halbzeit hinter sich. „Die Er-
gebnisse können sich sehen 
lassen“, findet Oberbergs Bun-
destagsabgeordneter Klaus-
Peter Flosbach im Rückblick 
auf das bundespolitische Jahr 
2007. Regieren sei trotz aller 
Kompromisse erfolgversprechen-
der als Opposition, meint der Poli-
tiker und vergleicht die Gesetzge-
bung mit dem Hausbau. „In der 
Opposition darf man gerade mal 
mitreden, welche Ziegel verwen-
det werden. Als Regierung ist 
man Bauherr.“ Es seien nicht nur 
Traumvillen, die die Große Koali-
tion hergestellt habe, „viele solide 
Bauten sind aber darunter.“  
Persönlichen Einfluss habe er auf 
die Finanzgesetze gehabt. Da 
freue er sich besonders über die 
Stärkung des Ehrenamtes. Zu den 
Verbesserungen gehöre laut Flos-
bach die steuerliche Abzugsfähig-
keit von Spenden und Mitglieds-
beiträgen an gemeinnützige Ein-
richtungen. „Jetzt können Spen-
den in Höhe von 20 Prozent der 
gesamten Einkünfte von der Steu-
er abgesetzt werden.“  
 
Als persönlichen Erfolg wertet 
Flosbach, dass ihn die Arbeit im 
Wahlkreis auf eine Idee brachte, 
die er in Berlin verwirklichen konn-
te. Gemeint sind Kleinkredite, die 
der Verein Lichtbrücke aus En-
gelskirchen schon seit Jahren an 

Existenzgründer in Entwicklungs-
ländern vergibt. „Was die Lichtbrü-
cke mit Hilfe von privaten Spen-
den macht, soll bald auch mit Hilfe 
von Fonds möglich sein“, erklärt 
Flosbach. Grundlage dafür ist das 
Investmentgesetz, das Flosbach 
im Finanzausschuss in diesem 
Jahr mit erarbeitet hat. „Einfach 
ausgedrückt: Das Geld wird in den 
Industrieländern gesammelt und 
in den Entwicklungsländern zur 
Existenzgründung verteilt.“ Flos-
bach gehört der Lichtbrücke selbst 
an und war mit dem Verein in 
Bangladesh, wo solche Kleinstkre-
dite vergeben werden. 
 
Nicht mit allen Beschlüssen des 
Bundestages war Flosbach ein-
verstanden. „Ein Gesetz schien 
mir eine zu wackelige Konstrukti-
on zu sein, da habe ich nicht zu-
gestimmt“, bekennt Flosbach. Die 
Rede ist von der Gesundheitsre-
form. Diese sei zwar in der Gro-
ßen Koalition erarbeitet worden. 
„Das Gesetz ging aber aus meiner 
Sicht in eine falsche Richtung.“  
Bei einem weiteren politischen 
Thema musste Flosbach sich der 
Mehrheit fügen. „Ich hatte eigene 
Vorstellungen, wie die selbst ge-
nutzte Immobilie in die Riester-
Förderung einbezogen werden 
soll.“ Das Thema sei aber zur Ver-
handlungsmasse in der Fraktions-
spitze geworden. „Als dort festge-
legt wurde, dass die Hauseigentü-

mer für die er-
haltene Förde-
rung  dann, 
wenn sie im 
R e n t e n a l t e r 
sind, 25 Jahre 
lang Steuern 
zahlen sollen, 
habe ich die 
Sprecherfunkti-
on für dieses 
Thema abgege-
ben.“ 

Im kommenden Jahr wird sich der 
Finanzpolitiker um die Bedingun-
gen für Wagniskapital kümmern. 
Wagniskapital-gesellschaften sol-
len mehr als bisher Kapital für jun-
ge Unternehmen und den Mit-
telstand zur Verfügung stellen 
können. „Diese jungen und mittel-
ständischen Unternehmen spielen 
eine wichtige Rolle für die Volks-
wirtschaft. Oft haben sie aber 
Probleme, Startkapital zu beschaf-
fen. Das soll sich ändern“, begrün-
det Flosbach die Initiative. 
 
Das Interesse an einem Bundes-
tagsbesuch ist ungebrochen. Aus 
dem Oberbergischen haben sich 
im zurückliegenden Jahr mehr als 
2000 Gäste über Flosbachs Büro 
angemeldet. „Besonders freut 
mich, dass ein Großteil davon 
Schüler waren.“  
Viele oberbergische Praktikanten 
bekamen in 2007 Einblicke in 
Flosbachs Bundestagsbüro. Sie 
sahen, wie unterschiedlich die 
Anliegen sind, die aus dem ober-
bergischen Kreis auf Flosbachs 
Schreibtisch landen. „Einige Bür-
ger wollten wissen, warum ich 
dem Afghanistan-Einsatz der Bun-
deswehr zustimme“, nennt Flos-
bach ein Beispiel. Flosbach ver-
sucht, jedem der rund 1000 Ober-
berger, die sich jährlich an ihn 
wenden, zumindest eine Antwort 
zu geben. „Da sind allerdings viele 
Problemfälle dabei. Nicht jeder 
Fall ist zu lösen“, weiß der Abge-
ordnete. 

Mit Berliner Mitarbeitern: Kim Opel, Marita Hallerbach, Klaus-Peter Flosbach, Tobias Gohr 
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Die Woche im Parlament 

Anlässlich der Unterzeichnung des EU-Reformvertrages in Lissabon und zum Europäischen Rat in Brüs-
sel am 13./14. Dezember 2007 hat die Bundeskanzlerin in der letzten Sitzungswoche des Bundestages in 2007 
eine Regierungserklärung abgeben. Durch den Vertrag von Lissabon wird die Handlungsfähigkeit sowohl der 
Europäischen Union insgesamt als auch ihrer Gremien nach innen und außen gestärkt. Die demokratische Le-
gitimation über das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente wird deutlich verbessert. Die politi-
schen Grundideen des von einer breiten Mehrheit der EU-Mitglieder bereits ratifizierten Verfassungsvertrages 
konnte weitgehend erhalten bleiben. Für diesen Erfolg hat die deutsche Ratspräsidentschaft die entscheiden-
den Vorarbeiten geleistet. Der Vertrag soll am 1. Januar 2009 und somit rechtzeitig vor den Wahlen zum Euro-
päischen Parlament in Kraft treten.  

In erster Lesung hat der Bundestag das Gesetz zur Begrenzung der mit Finanzinvestitionen verbundenen 
Risiken (Risikobegrenzungsgesetz) beraten. Mit ihm sollen Rechte von Unternehmen im Umgang mit Finanz-
investoren (Hedge-Fonds und Beteiligungsgesellschaften) durch mehr Transparenz, Information und schärfere 
Beobachtung durch die Aufsichtsbehörden gestärkt werden.  Im weiteren Gesetzgebungsverfahren werden wir 
auch dafür Sorge tragen, dass Überregulierung und überzogene Sanktionen für den Finanzplatz Deutschland 
vermieden werden.  

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD Gesundes Aufwachsen ermöglichen – Kinder besser 
schützen – Risikofamilien helfen enthält einen umfangreichen Maßnahmenkatalog, um Kindesvernachlässi-
gung zu bekämpfen. Wir fordern die Bundesregierung auf, den Kinderschutz durch den Aufbau von Frühwarn-
systemen und frühen Hilfen zu verbessern. Gesundheitsbezogene Leistungen, Jugendhilfeleistungen und zivil-
gesellschaftliches Engagement müssen verzahnt werden. Wir halten eine Stärkung sowohl des Schutzauftrages 
des Staates als auch der Erziehungsverantwortung der  Eltern für erforderlich.   

Ich wünsche allen Leserinnen und 
Lesern des Berlin-Reports ein frohes 
Weihnachtsfest und ein gesundes 
Neues Jahr!  

Der Bundestag hat die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass bei Betrieben, die überwiegend Briefdienst-
leistungen erbringen, der tarifvertraglich vereinbarte Mindestlohn für allgemeinverbindlich erklärt werden 
kann. 
In namentlicher Abstimmung votierten 466 Abgeordnete für und 70 gegen den Gesetzentwurf. 16 Abgeordnete 
enthielten sich der Stimme. Der Bundesrat muss dem Gesetz noch zustimmen. „Wir wollen den Wettbewerb – 
und es wird Wettbewerb geben, sagte der arbeitsmarktpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Ralf Brauksiepe. In unserem Land gewinnen wir jedoch nicht den Wettbewerb um die niedrigsten Löhne, son-
dern mit Ideen und Innovationen. Ludwig Erhards Ziel 'Wohlstand für alle' sei „mit 6 Euro nicht zu machen", 
betonte Brauksiepe. Die CDU/CSU-Fraktion habe sich in der Koalition mit ihrer Forderung durchgesetzt, kei-
nen flächendeckenden einheitlichen Mindestlohn einzuführen. „Wir wollen die Tarifpartner stärken und nicht 
ersetzen", sagte Brauksiepe. 


